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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Bewilligung von Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom
09.07.2011 bis zum 16.01.2012.

Die 1967 geborene KlÃ¤gerin ist gelernte Einzelhandelskauffrau bzw. VerkÃ¤uferin.
Sie ist bei Juwelier D als Dekorateurin mit einer TÃ¤tigkeit Ã¼berwiegend mit Gehen
und Stehen beschÃ¤ftigt. Bei ihr besteht bzw. bestand eine HÃ¼ftgelenksdysplasie
mit sekundÃ¤-rer Arthrose, links stÃ¤rker als rechts.

Vom 27.10.2008 bis zum 04.03.2010 war sie arbeitsunfÃ¤hig, in erster Linie
aufgrund der HÃ¼ftgelenksarthrose (Coxarthrose) links. WÃ¤hrend dieses
Zeitraums der ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgte im Januar 2009 der operative Einsatz
eines kÃ¼nstlichen HÃ¼ftgelenks links sowie eine Anschlussheilbehandlung.

Im Zeitraum vom 17.05.2011 bis zum 16.01.2012 war die KlÃ¤gerin erneut
arbeitsunfÃ¤hig aufgrund der Coxarthrose rechts. Es wurde ein kÃ¼nstliches
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HÃ¼ftgelenk rechts eingesetzt und folgte eine Anschlussheilbehandlung
(27.05.-17.06.2011).

Die Beklagte bewilligte Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 28.06.2011 bis zum
08.07.2011. Mit Bescheid vom 22.06.2011 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.10.2011 lehnte sie die Bewilligung von
Krankengeld Ã¼ber den 08.07.2011 hinaus ab. Die HÃ¶chstanspruchsdauer sei mit
dem 08.07.2011 erschÃ¶pft, da mit der Arthrose der linken und der rechten HÃ¼fte
dieselbe bzw. eine hinzugetretene Krankheit vorliege, die zu keiner VerlÃ¤ngerung
des HÃ¶chstleistungszeitraums fÃ¼hre. Der ursÃ¤chliche Zusammenhang der
Erkrankung beider HÃ¼ftgelenke sei auch von den behandelnden Ã�rzten
bestÃ¤tigt worden. Er fÃ¼hre zur Anrechnung des Zeitraums der
ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 27.10.2008 bis zum 04.03.2010.

Die KlÃ¤gerin hat gegen die Bescheide Klage erhoben, mit der sie die Bewilligung
von Krankengeld Ã¼ber den 08.07.2011 hinaus geltend macht. Es habe
durchgehend ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zum 16.01.2012 bestanden. Am 17.01.2012
habe sie ihre BeschÃ¤ftigung am Arbeitsplatz wieder aufgenommen. Entgegen dem
Standpunkt der Beklagten liege nicht dieselbe Krankheit vor, da zwei verschiedene
Gelenke, zunÃ¤chst das linke HÃ¼ftgelenk und spÃ¤ter das rechte HÃ¼ftgelenk,
betroffen gewesen seien. Die spÃ¤tere ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund der Arthrose
im rechten HÃ¼ftgelenk beruhe auch nicht auf einer hinzugetretenen Krankheit.
Denn unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts in
seiner Entscheidung vom 21.06.2011 â�� B 1 KR 15/10 R â�� habe diese neue
Erkrankung mit dem neuen Beginn einer ArbeitsunfÃ¤higkeit eine neue Blockfrist in
Gang gesetzt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 22.06.2011 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.10.2011 zu verurteilen, Krankengeld fÃ¼r die Zeit
vom 09.07.2011 bis zum 16.01.2012 zu bewilligen und den Anspruch gesetzlich zu
verzinsen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Bescheide aus den dort ausgefÃ¼hrten GrÃ¼nden
fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Das Gericht hat zur weiteren Ermittlung des Sachverhalts medizinische Unterlagen
und Arztbriefe der behandelnden Ã�rzte, des OrthopÃ¤den C und der Ã�rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin S, sowie die Verwaltungsakte der Beklagten beigezogen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet.
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Die angefochtenen Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤gerin
steht kein Anspruch auf Bewilligung von weiterem Krankengeld Ã¼ber den
08.07.2011 hinaus zu. Denn Versicherte erhalten Krankengeld, fÃ¼r den Fall der
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit fÃ¼r lÃ¤ngstens 78 Wochen
innerhalb von je 3 Jahren, gerechnet vom Tage des Beginns der ArbeitsunfÃ¤higkeit
an, Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 des FÃ¼nften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V).

Bei der KlÃ¤gerin handelte es sich vorliegend innerhalb des 3 Jahreszeitraums vom
27.10.2008 bis zum 26.10.2011 um eine ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund derselben
Krankheit. Dieselbe Krankheit liegt vor, wenn es sich um ein im ursÃ¤chlichen Sinne
einheitliches Krankheitsgeschehen handelt. Das ist der Fall, solange die Krankheit
nicht ausgeheilt ist und immer wieder zu behandlungsbedÃ¼rftigen oder bzw. und
ArbeitsunfÃ¤higkeit bedingenden Krankheitserscheinungen
(Krankheitsbeschwerden) fÃ¼hrt. Es kommt dagegen nicht darauf an, ob die
Krankheitserscheinungen in gleicher Weise und ohne zeitliche Unterbrechung
fortbestehen (Urteil des Bundessozialgerichts â�� BSG â�� vom 12.10.1988 â�� 3/8
RK 28/87 -, juris.de, Rn. 12). So stellen nach dieser Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts degenerative VerÃ¤nderungen an der gesamten WirbelsÃ¤ule,
die sich in gleichartigen Beschwerden in mehreren WirbelsÃ¤ulenabschnitten
Ã¤uÃ�ern, ein einheitliches Grundleiden dar. Es liegt demzufolge auch dann
dieselbe Krankheit vor, wenn von den in kÃ¼rzeren ZeitabstÃ¤nden auftretenden
Beschwerden die einzelnen WirbelsÃ¤ulenabschnitte unterschiedlich stark betroffen
sind (BSG, a.a.O., Rn. 13). Auch vorliegend war von einem einheitlichen Grundleiden
des Organs HÃ¼fte bzw. Becken auszugehen. Denn bei der Arthrose-Erkrankung
des linken HÃ¼ftgelenkes einerseits und des rechten HÃ¼ftgelenkes andererseits
handelt es sich im ursÃ¤chlichen Sinne um ein einheitliches Krankheitsgeschehen,
da die arthrotische Entwicklung in beiden HÃ¼ftgelenken auf eine einheitliche
Ursache zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, nÃ¤mlich auf die HÃ¼ftdysplasie im Sinne einer
Fehlbildung der HÃ¼fte und damit des Beckenknochens auf beiden Seiten. Auch
wenn sich die HÃ¼fte in zwei Gelenke aufteilt, so ist zu berÃ¼cksichtigen, dass es
sich durch die "AufhÃ¤ngung" der Oberschenkelknochen (HÃ¼ftgelenke) an einem
Knochen (Becken) und damit der Begebenheit eines (paarigen) Organs handelt,
ebenso wie es sich bei der in mehrere Abschnitte aufzuteilenden WirbelsÃ¤ule um
ein Organ handelt. Insofern ist eine Vergleichbarkeit mit degenerativen
VerÃ¤nderungen an der gesamten WirbelsÃ¤ule, die sich in gleichartigen
Beschwerden in mehreren WirbelsÃ¤ulenabschnitten Ã¤uÃ�ern, als einheitlichem
Grundleiden (so BSG a.a.O., Rn. 13) gegeben, dagegen nicht mit zwei
ArmbrÃ¼chen, die auf voneinander unabhÃ¤ngigen, Ã¤uÃ�eren AnlÃ¤ssen
beruhen.

Dass es sich insoweit um ein einheitliches Grundleiden eines paarigen Organs
gehandelt hat, wird auch und insbesondere im vorliegenden Fall daran deutlich,
dass zu Beginn der Behandlung durch den OrthopÃ¤den C bereits im Jahr 2008
aufgrund der auch damals â�� wenn auch schwÃ¤cher â�� gegebenen
Beschwerden im rechten HÃ¼ftgelenk ebenfalls eine Indikation zum operativen
HÃ¼ftgelenksersatz (rechts) untersucht und geprÃ¼ft wurde.

Unter BerÃ¼cksichtigung der aufgefÃ¼hrten GrÃ¼nde und des Vorliegens
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derselben Krankheit kann dahingestellt bleiben, ob es sich bei dem Beginn der
ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund der Beschwerden im rechten HÃ¼ftgelenk am
17.05.2011 um eine hinzugetretene Erkrankung gehandelt hat. Insoweit erscheint
jedoch entsprechend dem klÃ¤gerischen Standpunkt eine Anrechenbarkeit der
vorangegangenen Periode der ArbeitsunfÃ¤higkeit nach den MaÃ�-gaben des
Bundessozialgerichts (Urteil vom 21.06.2011, a.a.O.) â�� eher â�� ausgeschlossen.

Ein neuer Krankengeldanspruch ist auch nicht mit dem Beginn der neuen Blockfrist
zum 27.10.2011 gegeben. Denn fÃ¼r Versicherte, die im letzten 3-Jahreszeitraum
fÃ¼r dieselbe Krankheit fÃ¼r 78 Wochen Krankengeld bezogen haben, besteht
nach Beginn eines neuen 3-Jahreszeitraums ein neuer Anspruch auf Krankengeld
wegen derselben Krankheit nur, wenn sie unter anderem in der Zwischenzeit
mindestens 6 Monate nicht wegen dieser Krankheit arbeitsunfÃ¤hig waren, Â§ 48
Abs. 2 Nr. 1 SGB V. Diese Voraussetzung ist vorliegend nicht erfÃ¼llt, da zum
Beginn der neuen Blockfrist die ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin aufgrund des
rechten HÃ¼ftgelenksleidens andauerte.

Unter BerÃ¼cksichtigung der dezidierten Regelung des Gesetzgebers in Â§ 48 Abs.
2 SGB V kann auch die vom Bundessozialgericht in seiner Entscheidung vom
12.10.1988 offengelassene Frage, ob dem Bundesarbeitsgericht auch insoweit zu
folgen sei, als stets eine neue Krankheit anzunehmen sei, wenn ein Arbeitnehmer
mindestens 6 Monate nicht infolge derselben Krankheit arbeitsunfÃ¤hig war,
dahingehend beantwortet werden, dass allein dieser Umstand nicht zur Annahme
einer neuen Krankheit fÃ¼hrt. Denn bei dieser Wertung wÃ¤re die Regelung des Â§
48 Abs. 2 SGB V Ã¼berflÃ¼ssig.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Berechnung der Beklagten zur
HÃ¶chstanspruchsdauer von 78 Wochen (am 08.07.2011 erschÃ¶pft) falsch ist,
ergeben sich nicht und sind von der KlÃ¤gerin auch nicht geltend gemacht worden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Erstellt am: 12.01.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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